
2219 050VII ZR 203/59
Verkündet 

am 10« November I960 WoitScheck, Justizobersekretär* als Urkundsbeamter der Geschäftasteile
I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  

In dem Rechtsstreit

der Firma P e t e r F f M  Söhne, Gesellschaft; fflii ter Haftung, K0 P ,1  z j ’ gesetzlichvertreten dur c n aennfe schäft sfünrer Wilhelm F M  sen»,
Bad N M P ,  PMM-FM-Straße, und _• »
den Regierungsbaumeister a.D. Peter FM» 
am H e f l M M  fli»

Beklagten, Berufungsklägerin, Anschlußberufungsbeklagtenund Revisionsklägerin,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br

g e g e n
die Firma Albert T h , Straßenbau, Wi

Klägerin, Berufungsbeklagte, Anschlußberufungsklägerin
und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br,

hat der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 10. November i960 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Br. Winkelmann, Rietschel, Erbel, Br. Vogt 
und Br. Finke

für Recht erkannt;

Bie Revision der Beklagten gegen das'Urteil 
des 5. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in 
Büsseldorf vom 23. Oktober 1959 wird zurückge­
wiesen.

Bie Beklagte hat die Kosten der Revision 
zu tragen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand?

Das Pinanzbauamt in erteilte 1957 der Beklagten
den Auftrags die Startbahn des Flugplatzes zu
verlängern. Die Beklagte vergab für 61,875 DM Drainagear­
beiten an d;Le Klägerin. Hach dem Leistungsverzeichnis wa­
ren die Drainagegräben nach Verlegung der Rohre nicht wie­
der mit dem Aushub, sondern mit Kiesfiltermaterial und 
Pels bestimmter Art zu Verfällen, Uber die Beseitigung des 
Aushubs war weder in den betreffenden Positionen des 
Leistungsverzeichnisses noch in den Auftragsbestätigungs­
schreiben der Parteien vom 10, und 12, August 1957 etwas 
gesagt.

Am 17o August 1957 schrieb die Beklagte der Klägerin 
unter Bezugnahme auf ihr Bestätigungsschreiben vom 10.

f

August 1957,. sie wolle noch ergänzend klarsteilen, daß 
zwischen ihr und der Klägerin die gleichen Bedingungen 
maßgebend seien, wie sie sich aus ihrem Vertrag mit dem 
Pinanzbauamt: ergäbei.Die Klägerin erwiderte am 19«. August 
1957, daß ihr die Vertragsbedingungen zwischen der Be­
klagten und dem Pinanzbauamt nicht bekannt seien und daß 
diese deshalb für sie nicht maßgebend sein könnten; Ver­
trag sbestandteil seien weiterhin ausschließlich ihr 
Schreiben vom 12, August sowie die Schreiben der Beklagten 
vom 10. und 12. August, einschließlich der Bezugsangebote.

Nachdem die Klägerin die Arbeiten aufgenommen hatte, 
kam es zwischen den Parteien wegen dea Abfahrens des Aus­
hubs zu Meinungsverschiedenheiten. Die Klägerin erklärte 
sich schließlich bereit, beim Verladen und Abfahren zu 
helfen, falls die Beklagte die Fahrzeuge stelle. Hierauf 
ging die Beklagte nicht ein. Nach weiteren erfolglosen 
Mahnungen ließ die Beklagte den Aushub abfahren. Hierfür 
hat sie nach ihrer Behauptung 10.109,96 DM aufwenden müssen.
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Dissen Betrag hat sie von der Werklohnforderung der Klä­
gerin einbehalten0

Die Klägerin hat einen Teilbetrag von 6«,554,10 DM 
nebst Zinsen eingeklagt. Sie ist der Ansicht sie sei 
nicht verpflichtet; iöz-en. Solu
te dies doch der Fall gewesen sein, so könne die Beklag­
te höchstens 5-775>86 DM von der Werklohnförderung ab­
setzen, da eine Firma GflÜK bereit gewesen sei, für die­
sen Betrag die Erdmassen zu beseitigen. Vorsorglich habe 
sie deshalb auch nur (10.109»96 - 3«»775,86 =) 6.534,10 DM 
eingeklagt. %

Die Beklagte hat Klagabweisung beantragt. Nach ihrer 
Ansicht ist die Klägerin aus mehreren Rechtsgründen ver­
pflichtet gewesen, den Aushub zu beseitigen. Die Angaben 
der Klägerin über die erforderlichen Kosten der Beseiti­
gung des Aushubs hat sie bestritten.

Das Landgericht hat der Klage* statt gegeben. Das 
Oberlandesgerioht hat die Berufung der Beklagten zurück- 
gewiesen und auf die Anschluß be ruf ung der Klägerin die 
Beklagte zur Zahlung weiterer 665»90 DM nebst Zinsen ver­
urteilt, IMit ihrer Revision erstrebt die Beklagte die Abwei­
sung der Klage. Die Klägerin bittet,^die Revision zurück­
zuweisen.

Entscheidungsgründes

• '■

Das Berufungsgericht stellt fest, die Parteien hätten 
bei Abschluß des Vertrags nicht ausdrücklich vereinbart, 
daß die Klägerin den Aushub aus den Drainagegräben zu be-

t *zeitigen habe. Das Leistüngsverzeichnis enthalte nichts
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hierüber und auch in den beiden Bestätigungsschreiben der 
Parteien vom 10. und 12» August 1957 sei davon keine Rede.

Die Revision will eine dahingehende Vereinbarung dem 
Bestätigungsschreiben der Klägerin entnehmen, weil diese 
darin von "Drainagearbeiten mit Nebenarbeiten” gesprochen 
habe«

Das Berufungsgericht hat sich hiermit befaßt. Nach 
seiner Ansicht zwingt der Ausdruck wNebenarbeitenK nicht 
zu der Annahme, die Klägerin habe darunter das Verladen 
und Abfahren überschüssiger Erdmassen verstanden. Es hält 
es für denkbar,' daß die Klägerin mit "Nebenarbeiten” die 
heben den eigentlichen Drainagearbeiten übernommenen wei­
teren Arbeiten gemeint habe, die nach dem LeistungsVer­
zeichnis besonders vergütet wurden. Das liege umso näher, 
als "Nebenarbeit” im Sprachgebrauch.der Bauunternehmer 
nicht dasselbe bedeute wie "Nebenleistung", die kosten­
los zu erbringen sei.

Die Revision rügt, das Berufungsgericht habe die Be­
deutung der im Urteil verwandten beiden Ausdrücke nicht 
in der mündlichen Verhandlung mit den Parteien erörtert 
(§ 139 ZPO); sonst würde die Beklagte durch Sachverständi­
gengutachten unter Beweis gestellt haben, daß Bauunterneh­
mer diesen Worten keinen unterschiedlichen Sinn beimäßen.

Mit dieser Rüge kann die Revision die Auslegung des 
Bestätigungsschreibens nicht mit Erfolg ängreifen. Auch 
wenn Bauunternehmer nicht zwischen besonders zu vergüten­
den "Nebenarbeiten" und durch die Vergütung für die 
Hauptleistung abgegoltenen MNebenleistungen" unterschei­
den, bleibt die Auslegung des Bestätigungsschreibens 
durch das Berufungsgericht vertretbar. Der Hinweis auf 
den Sprachgebrauch der Bauunternehmer stellt nur eine



zusätzliche, aber keine entscheidende Erwägung des Be­
rufungsgerichts dar«, Biese findet überdies eine Stütze 
in Titel V des vom Finanzbauamt aufgestellten Leistungs­
verzeichnisses, wo unter der Überschrift ’'Nebenarbeiten0 
nur Leistungen aufgeführt sind, die besonders vergütet 
wurden. Anderseits sind ”Nebenleistungen" nach der Be­
griffsbestimmung in.BIN 18300 Ziffer 4 Leistungen, die 
auch ohne Erwähnung in der Leistungsbeschreibung zur 
Leistung gehören«

II.

Bas Berufungsgericht hält auch nicht für erwiesen, 
daß die Parteien die Verpflichtung der Klägerin, den 
Aushub abzufahren, stillschweigend begründet haben. Von 
selbst habe sich diese Verpflichtung nicht verstanden, 
auch nicht etwa deshalb, weil ein Flugplatz eben sein 
müsse. Bie Beklagte habe noch weitere Subunternebmer ein­
gesetzt und die Klägerin habe annehmen können, daß ein 
anderer Unternehmer mit der Abfuhr aller überschüssigen: 
Erde betraut sei, dies besonders deshalb, weil auch die 
Beklagte den Aushub aus den von ihr selber ausgeführten 
Brainagegräben habe wegschaffen lassen müssen.

1.) Bie Revision bezeichnet die Folgerung des Beru­
fungsgerichts, die Klägerin habe annehmen können, ein 
anderer Subunternehmer sei mit der Abfuhr der Überschüsse 
gen Erdmassen betraut, als mit dem Akteninhalt unverein­
bar. In ihrem Schriftsatz vom 21. September 1959 (S. 2) 
habe die Beklagte angeführt, dafi lediglich die AEG für 
die ErdinstaÜilation und ein von dieser empfohlener Bau­
unternehmer zum Anlegen der dazu erforderlichen Kabel­
gräben hinzugezogen worden sei. Es habe keine Rede davon 
sein können, daß dieser etwa den Aushub der Klägerin habe 
beseitigen sollen.



Ob die Klägerin bei Vertragsschluß annehmen konnte, 
andere Unternehmer seien mit der Abfuhr des Erdaushubs 
aus den von ihr herzustellenden Drainagegräben betraut, 
ist für den Umfang der von ihr übernommenen Verpflichtun­
gen an sich nicht entscheidend. Im übrigen hängt diese 
Frage abivonden Gegebenheiten bei Vertragsschluß, wie die 
Klägerin sie sehen konnte. In dem von der Revision erwähn­
ten Schriftsatz (S. 2) hat die Beklagte vorgetragen, eine 
Firma habe die Haupterdarbeiten auszuführen gehabt. Auch 
wenn diese Firma nicht Subunternehmerin der Beklagten, 
sondern selbständige Unternehmerin gewesen sein sollte, 
ist die Annahme des Berufungsgerichts nicht ausgeschlos­
sen, die Klägerin habe glauben können, daß ein anderer 
Unternehmer die überflüssigen Erdmassen wegzuschaffen 
habe. Die Ansicht des Berufungsgerichts, die Klägerin ha­
be dieser Meinung auch deshalb sein können, weil die Be­
klagte ebenfalls ihren Aushub beseitigen lassen mußte, 
begegnet ebensowenig rechtlichen Bedenken. Wieso die Klä­
gerin durch Vorhaltungen des Diplom-Ingenieurs 
wissen sollte, die Beklagte wolle mit der Wegschaffung 
des Aushubs nichts zu tun haben, hat diese in den Vorin­
stanzen nicht schlüssig dargelegt» Soweit es sich um Be­
sprechungen vor VertragSBChluß handelt, fehlt ein Beweis­
antritt dafür, daß M f l I V  die Klägerin darauf hingewiesen 
habe, sie müsse auch den Aushub beseitigen» Was 
über Vorgänge nach Vertragsschluß aussagen wollte, ist 
in diesem Zusammenhang unerheblich»

2.) Zu einer ergänzenden Vertragsauslegung im Sinne 
des Vortrags der Beklagten bestand für das Berufungsge­
richt kein Anlaß. Der Umfang der von der Klägerin über­
nommenen Leistungen war durch dass Leistungsverzeichnis 
und die Bestätigungsschreiben festgelegt. Es war vielmehr 
Sache der Beklagten, den Nachweis dafür zu erbringen, daß 
sich die Klägerin zu weiteren Leistungen verpflichtet hat
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3o) Daraus, daß der Inhaber der Klägerin auf die 
Aufforderung der Beklagten, den Erdaushub zu beseitigen, 
geäußert hat, er werde das mit dem Finanzbauamt regeln, 
folgt nach der Ansicht des Berufungsgerichts nicht, daß 
er sich seiner Pflicht, den Aushub wegzufahren, bewußt 
gewesen sei; "möglicherweise1* habe er der Beklagten gefäl­
lig sein oder durch ein Gespräch mit dem Finanzbauamt 
die auf getretenen Meinungsverschiedenheiten aus der Welt 
schaffen wollen«

a) Die Rüge der Revision,ddae Berufungsgericht habe 41 
nicht von einer bloßen Möglichkeit ausgehen dürfen, ist 
unbegründeto Die Beklagte hat zu beweisen, daß die Klä­
gerin sich zum Abtransport des Aushubs verpflichtet hat. 
Zv/eifel und Unklarheiten gehen zu ihren hasten.

b) Zu Unrecht vermißt die Revision die Feststellung, 
die Klägerin habe anläßlich ihres Vorschlags, die Abfuhr 
des Aushubs mit dem Finanzbauamt zu regeln, darauf hin­
gewiesen, daß sie hierzu nicht verpflichtet sei. Die Klä­
gerin hatte in ihrem Schreiben vom 29» August 1957 ein­
deutig erklärt, sie brauche den Aushub nicht zu beseiti-4
gen. Auf die Rechtsfolgen, die die Revision daraus herlei- g 
ten will, daß die Klägerin ihre ablehnende Haltung nicht 
klar zu erkennen gegeben habe, kommt es somit nicht an» 
Insbesondere kann die Beklagte der Klägerin nicht entge­
genhalten, sie, die Beklagte, würde, wenn die Klägerin 
alsbald ihre Rechtsansicht klargestellt hätte, Gelegen­
heit gehabt haben, den Aushub billiger beseitigen zu las­
sen» Unstreitig (BU» S. 4) hat sich die Klägerin erboten, 
beim Verladen und Wegfahren des Aushubs zu helfen, sofern 
die Beklagte Fahrzeuge zur Verfügung stelle. Diese hat 
jedoch von dem Angebot keinen Gebrauch gemacht.
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4o) Hach Absatz VI Ziffer lo2 der zwischen der Be- 
klagten und dem Pinanzbauamt vereinbarten Vertragsbe­
dingungen war das Überschüssige Material beim Ausheben 
von Gräben nach Angabe '.der Bauleitung innerhalb der Bau­
stelle zu verfahren, einzuebnen, einzubauen oder abzu­
fahren» Diese Bestimmung liegt, so stellt das Berufungs­
gericht fest, dem Vertragsverhältnis der Parteien nicht 
zugrunde.

a) Eine ausdrückliche Vereinbarung hierüber fehle. 
Erst nach der Erteilung des Auftrags an die Klägerin ha­
be die Beklagte mit ihrem Schreiben vom 17- August 1937 
versucht, die Bedingungen ihres Vertrags mit dem Pinans-* 
bauamt auf das VertragsVerhältnis mit der Klägerin zu 
übertragen. Das habe die Klägerin mit Schreiben vom 19» 
August 1957 abgelehnto

Die Vertragsbedingungen zwischen dem Pinanzbauamt 
und der Beklagten seien auch nicht stillschweigend dem 
Vertragsverhältnis der Parteien zugrunde gelegt worden. 
Daraus, daß sie der Klägerin, wie die Beklagte behaupte, 
bei Vertragsschluß bekannt gewesen seien, folge das nicht 
Vertragsbedingungen.zweier Parteien würden nicht ohne 
weiteres zum Inhalt von Vereinbarungen der einen Partei 
mit einem Dritten. Das gelte hier umso weniger als das 
Pinanzbauamt der Beklagten Arbeiten im Betrage von mehre­
ren Millionen DM, die Beklagte der Klägerin aber nur 
einen Auftrag von rund 60.000 DM übertragen habe und die 
Beklagte deshalb dem Pinanzbauamt Zugeständnisse habe 
machen können, zu denen die Klägerin der Beklagten gegenü 
ber nicht in der Lage gewesen sei.

b) Was die Revision hiergegen vorbringt, ist unbe­
gründet.

aa) Wenn die Klägerin selbst, wie die Beklagte be­
hauptet hat, schon unter den gleichen Bedingungen für das
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Finanzbauamt gearbeitet hatte, so muß daraus nicht fol­
gen, daß sie diese Bedingungen dem Vertragsverhältnis 
mit der Beklagten zugrunde legen wollte. Auf diese Be­
hauptung der Beklagten brauchte das Berufungsgericht 
nicht einzugehene

bb) Auch wenn es üblich sein sollte, daß sich ein 
Subunternehmer in einem solchen Falle nach den Vertrags­
bedingungen zwischen seinem Vertragspartner und dem 
Finanzbauamt erkundigt, so ergibt sich daraus-.nichts 
für den Inhalt des Vertrags der Parteien,

cc) Die Beklagte hatte von der Klägerin auch zu Po­
sition 86 des Deistungsverzeichnisses des Finanzbauamts 
ein Angebot angefordert, Danach waren Kabelgräben herzu­
stellen und nach Verlegung des Kabels wieder zu Verfül­
len "gern. techn, Vorbemerkung 3W. Die Klägerin hat ein 
Angebot hierzu abgegeben, ohne sich, so behauptet sie, 
nach dem Inhalt der Mtechn. Bemerkung 3,r zu erkundigen; 
den Auftrag zu Position 86 hat sie aber von der Beklag­
ten nicht erhalten. Hach dem Vortrag der Beklagten in 
ihrem Schriftsatz vom 21, September 1959 (So 7) waren 
mit "techn. Vorbemerkung 3” die Seiten 52/54 der Baube­
schreibung mit der Überschrift n 3* Kabelgräben** gemeint.

Das Berufungsgericht stellt darauf ab, daß die Klä­
gerin den Auftrag zu Position 86 nicht erhalten hat; 
deshalb sei die Verweisung auf "techn, Vorbemerkung 3" 
in dieser Position für den Aushub aus den Drainagegräben 
ohne Bedeutung«

Die Revision meint demgegenüber, welche Bedingungen 
zwischen den Parteien gelten sollten, könne nicht davon 
abhängen, ob die Klägerin de» Auftrag erhalten habe.
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Damit kann die Revision keinen Erfolg haben. Posi­
tion 86 betraf Kabelgräben, nicht Drainagegräben. Wenn 
aus der dort angeführten Htechn. Vorbemerkung 3” zu ent­
nehmen gewesen wäre, daß der Unternehmer den nicht ver- 

' füllten Aushub wegzuschaffen habe, so könnte daraus, daß 
diese Verpflichtung in der die Drainagegraben betreffen­
den Position nicht enthalten war, ebensogut der Schluß 
gezogen werden, daß für den Aushub aus den Drainagegräben 
etwas anderes gelten sollte. Hiervon abgesehen lassen aber 
auch die von der Beklagten abschriftlich zünden Akten 
gereichten Seiten 52/54 der Ausschreibung nicht erkennen, 
daß der Unternehmer den Aushub aus den Kabelgräben zu be­
seitigen hatte.

dd) Ob und wieviel die Beklagte an dem ihr vom Finanz- 
bauamt erteilten großen Auftrag verdient hat, ist unerheb­
lich. Selbst wenn die Beklagte, wie die Revision dartun 
will, im Endergebnis einen Verlust erlitten hat, schließt 
das die Abwägung des Berufungsgerichts nicht aus, daß die 
Beklagte in jjnb et rächt der Größe des Auftrags dem Finanz-

4.bauamt gegenüber eher Leistungen ohne Vergütung übernehmen 
konnte, als cjie Klägerin es in Anbetracht ihres viel klei- 
neren Auftrags der Beklagten gegenüber vermochte.

ee) Das Berufungsgericht geht ersichtlich davon aus, 
daß die Beklagte die Klägerin verpflichten wollte, den 
Aushub ohne besonderes Entgelt wegzuschaffen. Es hält aber 
nicht für erwiesen, daß die Klägerin dies erkannt hat und 
erkennen mußte. Deshalb brauchte das Berufungsgericht kei­
ne Erwägung darüber anzustellen, wie sich in den Augen der 
Klägerin der Vertrag für die Beklagte wirtschaftlich aus- 
wirkte.

Die Beklagte hatte durch Sachverständigengutachten 
unter Beweis gestellt, es sei branchenüblich, daß bei
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derartigen Arbeiten auch ohne ausdrückliche Erwähnung 
übrig gebliebene Erdmassen abgefahren werden. Sie hatte 
auch behauptet, daß die Bestimmungen der Verdingungsord­
nung für Bauleistungen (VOB) Vertragsinhalt geworden 
seien. Nachdem das Gutachten des Sachverständigen I 
vorlag, wonach die Klägerin nach den Vorschriften der VOB 
nifcht verpflichtet war, den Aushub abzufahren, hat die 
Beklagte ihre Behauptung, das Abfahren sei branchenüblich, 
nicht wiederholt. Schon deshalb brauchte das Berufungsge­
richt ein weiteres Gutachten hierzu nicht einzuholen.

I
gg) Bas Berufungsgericht ist dem Gutachten des Sach­

verständigen gefolgt, daß sich aus VOB Teil C .
BIN 18306 die Pflicht der Klägerin, den Aushub zu besei­
tigen, nicht ergebe. Biese Vorschrift betrifft nach An­
sicht des Sachverständigen die normale Ausführung von Ent- 
wässerungs- und Abwässerkanälen. Bei solchen Anlagen wer­
den Gräben ausgehoben, die Rohre verlegt und die ausgeho­
benen Erdmassen wieder eingefüllt sowie verdichtet. Die 
danach TIUbrig gebliebenen?' Aushubmassen sind nach BIN 
18306 Ziffer 4.23 abzufahren. Bas stellt eine Nebenleistung 
dar, die ohne Erwähnung in der Leistungsbeschreibung und 
oime besonderes Entgelt auszuführen ist. Von "übrig ge- g 
bliebenen1' Erdmassen kann aber nach der Meinung des Sach­
verständigen keine Rede sein, wenn der gesamte Aushub 
zurückbleibto Bas war hier der Pall, da die Brainagegrä- 
ben nur mit Kies und Pels aufgefüllt werden durften und 
deshalb der ganze, nicht nur übrig bleibender Aushub weg­
geschafft v/erden mußte. Bas Anlegen und Wiederauf füllen 
der Brainagegräben stellt nach dem Gutachten eine Sonder- 
bauv/eise dar, für die die Bestimmungen der BIN 18306 
nicht gelten,

Bie Auslegung der Bestimmungen der BIN 18306 durch 
das Berufungsgericht läßt keinen Rechtsfehler erkennen.
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w

Die Revision verweist demgegenüber auf die Ausführun­
gen des Beklagten im Schriftsatz vom 21. September 1959 
(So 10 ff), mit denen sich das Berufungsgericht nicht 
auseinandergesetzt habe. Diese Erörterungen enthalten 
jedoch keine Gesichtspunkte, die dem Sachverständigen­
gutachten entgegenstehen.

III.
Ansprüche der Beklagten aus positiver Vertragsver­

letzung der Klägerin hat das Berufungsgericht mangels 
einer Verpflichtung der Klägerin, den Aushub wegzuschaf­
fen, mit Recht verneint.

Die Revision will eine positive Vertragsverletzung 
darin sehen, daß die Klägerin sich nicht bei Abschluß 
des Vertrags erkundigt habe* wer den Aushub wegfahren 
müsse. Insoweit käme allenfalls eine Haftung der Klägerin 
aus Verschulden bei Vertragsschluß in Betracht«

Das Berufungsgericht hat auch diese verneint. Es 
meint, es sei Sache der Beklagten gewesen, den Umfang 
der von der Klägerin zu erbringenden Leistungen klar 
zu bestimmen. Nichts spreche dafür, daß die Klägerin die 
Absicht der Beklagten, ihr die Aushubbeseitigung aufzu­
erlegen, gekannt habe oder hätte erkennen müssen.

Diese Ausführungen sind rechtlich unbedenklich.

IV.

Das Berufungsgericht hat der Klägerin den Klaganspruch 
auch insoweit zuerkannt, als diese ihn mit der Anschluß- 
berüfung um 665,90 DM erweitert hat, weil die Beklagte 
die gesamte Forderung der Klägerin über 10.000 DM der 
Höhe nach nicht angezweifelt habe.
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Was die Revision hiergegen vorbringt, liegt neben 
der Sache. Die Klägerin hatte zunächst von ihrer un­
bestrittenen Restforderung von 10.109»96 DM einen Teil­
betrag von 3.775>86 DM nicht eingeklagt, weil die Be­
klagte, wenn überhaupt, allenfalls nur in dieser Höhe 
von ihr Ersatz ihrer Aufwendungen für den Abtransport 
des Aushubs verlangen könne. Sie hat die Klage um 665,90 
DM erweitert, um sie auf (6.334,10 + 665,90 «) 7.000 DM 
aufzurunden. Hat die Beklagte, wie ausgeführt, aus der 
Nichtbeseitigung der Erdmassen keine Gegenforderung, so 
folgt daraus, daß die Klägerin auch den Betrag von 
665,90 DM beanspruchen kann.

Naoh § 97 ZPO hat die Beklagte die Kosten ihrer so­
mit unbegründeten Revision zu tragen.

Dr. Winkelmann Rietschel Erbel

Dr. Vogt Pinke
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